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Senat will Wohn-Bündnis

Bürgermeister Jens Böhrnsen
(SPD) und Bausenator Joachim
Lohse (Grüne)planeneinBremer
Bündnis für Wohnungen. Dafür
wollen sie zu einem Treffen ins
Rathaus einladen. Ziel sei die Zu-
sammenarbeit mit Wohnungs-
bau-Unternehmen, um Verein-
barungen für neuen „attrakti-
ven, energieeffizienter und be-
zahlbarer Wohnraum“ zu tref-
fen. Auch Kammern, Verbände
und Studentenwerk sollenbetei-
ligt werden. Die konkreten Inter-

Wenn man diesen vermeintli-
chen Gehweg überqueren will,
fällt man aber nach zwei Schrit-
ten die Mauer hinunter“, sagt
Steinbrück. Durch eine spezielle
„Klopfkante“ wird in Zukunft
signalisiert, dass eshiernicht auf
den Bürgersteig geht. Außerdem
wird die Treppe, über die man
die Rasenfläche erreicht, um ei-
ne Rampe erweitert. Nicht nur
davon profitieren neben den

Sehbehinderten auch Rollschuh-
fahrer und Menschen mit Rolla-
toren oder Kinderwagen: „Auch
die neuen Begleitstreifen haben
den Nebeneffekt, dass man über
sie leichter die S-Bahn-Gleise
überqueren kann.“

Das Leitsystem wird von der
Bahnhofstraße über den Vor-
platz durch die Bahnhofshalle
bishin zudenGleisen führen, im
Außenbereich wird es an die Ta-
xistände und Haltestellen ange-
schlossen. Damit es sehbehin-
derte Menschen wahrnehmen
können, wird es farblich abge-
setzt.

Auch der Teil des Bahnhofs-
platzes, der im Herbst bebaut
wird, wurde laut Steinbrück in
die Planungen einbezogen: „Das
Bauressort hat mit dem Investor
vereinbart, dass die Passage, die
dort zwischen den beiden Neu-
bauten entstehen soll, an das
Leitsystem angeschlossen wird.“

Komplettiert werden könnte
das Ganze durch die Anbindung
der Bus- und S-Bahn-Haltestel-
len, aber dafür ist die BSAG zu-
ständig, und hier bleibt vorerst
alles beim Alten.

„Die Arbeiten, die jetzt ausge-
führt werden, betreffen ja nicht
den Gleiskörper“, sagt BSAG-
Sprecher Jens-Christian Meyer.
„Daswäre aber bei denHaltestel-
len der Fall, und das würde zu
starken Beeinträchtigungen des
Nahverkehrs führen.“ Im Rah-
men der nächsten Baumaßnah-
men würden die Nachbesserun-
gen aber auf jeden Fall vorge-
nommen. DasGleiche gelte auch
fürdenHaltstellenbereichander
Domsheide, denn trotz der Bau-
maßnahmen im vergangenen
Herbst wurde auch das dortige
Leitsystem noch nicht auf den
neuesten Stand gebracht.

Busfahren bleibt gefährlich
BARRIEREN Der Bahnhofsvorplatz birgt Stolperfallen, die jetzt durch ein neues Leitsystem
abgebaut werden – allerdings nicht im Bereich der Bus- und S-Bahn-Haltestellen

Die Mauer am Über-
seemuseum: „Wenn
man diesen vermeint-
lichen Gehweg über-
queren will, fällt man
die Mauer hinunter“
JOACHIM STEINBRÜCK,

LANDES-BEHINDERTENBEAUFTRAGTER

VON SIMONE SCHNASE

Joachim Steinbrückweiß, wovon
er redet, wenn er sagt: „Das Blin-
denleitsystem am Bahnhof ist
völlig unzureichend.“ Er ist sel-
ber blind und demonstriert mit
seinem weißen Stock eindrucks-
voll, wie schwierig es für ihn ist,
unfallfrei denWeg über den Vor-
platz zu beschreiten. Das wird
nungeändert:AmMontagbegin-
nen die Bauarbeiten und Ende
August soll das neue Leitsystem
fertiggestellt sein.

Bereits2005gingausdemvon
der Sozialsenatorin in Auftrag
gegebenen Bericht „Bremen
baut Barrieren ab“ hervor, dass
neben vielen kleinen Schwach-
stellen vor allem der Bereich
Domsheide und der Bahnhofs-
vorplatz stark verbesserungsbe-
dürftig waren. 2011 sind die Bar-
rieren an der Domsheide abge-
baut worden und nun wird mit
240.000 Euro aus der Bau- und
Verkehrsdeputation den Män-
geln am Bahnhof zu Leibe ge-
rückt.

Das dort bestehende System
umfasst sogenannte „Leitstrei-
fen“, deren Struktur gutmit dem
Blindenstockertastbar ist: „Aller-
dings fehlen rechts und links
glatt gepflasterte Begleitstreifen,
damit man den Leitstreifen von
der Kopfsteinpflaster-Umge-
bung unterscheiden kann“, sagt
Steinbrück. Damit Blinde nicht
vomWeg abkommen und in den
gefährlichen Bereich der Bus-
und S-Bahn-Kreuzungen gera-
ten, wird ein solcher „Begleit-
sstreifen“ nun ergänzt.

Unfallträchtig ist auch die
Mauer, die die Rasenfläche am
Überseemuseum umgibt: „Eine
Kante wie dort signalisiert ei-
gentlich: Hier ist ein Gehweg.

HEUTE IN BREMEN

„Nur auf dem Papier“

taz: FrauMichaleva,wie gefähr-
lich ist es, in Russland zu de-
monstrieren?
Je nachdem, wie viel Glück Sie
haben. Ich habe Mahnwachen
vor der Duma abgehalten und
wurde auch einige Male verhaf-
tet. Die Gesetze sind so, dass die

Polizei Sie jederzeit verhaften
kann, auch ohne wichtige Grün-
de.
Was sind Ihre Anliegen?
Die Versprechen der Liberalisie-
rung waren leere Worte. Es gibt
viele Änderungen von Gesetzen,
die die letzten Freiheiten
schrumpfen lassen: Sie dürfen
nicht mehr ohne Erlaubnis auf
der Straße protestieren. Das
Wahl- unddas Parteiengesetzha-
ben eine Form, die der Oppositi-
onnichtmehr erlaubt,mit Erfolg
an den Wahlen teilzunehmen.

Das Gesetz über die Verleum-
dung wurde wieder eingeführt,
mit großen Geldstrafen. Das be-
deutet, dass die Arbeit von Jour-
nalisten unmöglich wird, wenn
sie etwas gegen die Duma sagen.
Ist das noch eine Demokratie?
Vergessen Sie das. Russland ist

ein autoritärer Staat. Die de-
mokratischen Institutio-
nen haben wir nur auf
dem Papier. Wir haben
keine Pressefreiheit,
keine unabhängigen
Gerichte, keine freien

Wahlen. Es gibt Durchsu-
chungen bei Oppositionel-

len, Verhaftungen,manchemüs-
sen emigrieren.
Wiewird es weitergehen?
Die Gesellschaft ist offener, es
gibteineneueGeneration,die im
Internet surft und Auslands-Er-
fahrungen hat. Es ist jetzt klar,
dassPutinhartbleibtundkeinen
Schritt in Richtung der Bürger
geht. Aber auf Dauer funktio-
niert das nicht. Alle erwarten,
dass es im Herbst wieder zu Pro-
testen kommt. INTERVIEW: JPB

Sa, 11 Uhr, Haus der Wissenschaft

VORTRAG EineMoskauer Oppositionelle spricht über
die Bürgerproteste und die russische Gesellschaft

IN ALLER KÜRZE
Führt blinde Menschen wie Joachim Steinbrück auch mal vor einen Pfeiler
oder ins Blumenbeet: der veraltete Leitstreifen, der sich in Farbe und Struk-
tur kaum vom umgebenden Kopfsteinpflaster unterscheidet Foto: Miba

vertraglich verpflichtet, 1,9 Pro-
zent der GEZ-Gebühren der Lan-
desmedienanstalt weiterzulei-
ten. Das GEZ-Aufkommen wird
sichdurchdieUmstellungauf ei-
nehaushaltsbezogeneAbgabeal-
lerdings spürbar verringern.

Ein weiterer gemeinsamer
Änderungsantrag hat die Stär-

kungdes Bremer Filmbüros zum
Ziel, das vor allemkleineundun-
abhängigeProduktionenfördert.
Die medienpolitischen Sprecher
der Koalition, Antje Grotheer
(SPD) und der Grüne Carsten
Werner, äußerten sich zufrieden
über die Gesetzesnovelle – auch,
wenn deren Vorläufigkeit offen
zutage trat. Denn: Die Frage, wel-
che Gruppen „gesellschaftlich
relevant“ seien und deswegen
Vertreter in den Landesmedien-
rat entsenden dürfen, ist laut
Werner„einedemokratischeund
kreative Herausforderung“. Wer-
ner: „DieDiskussiondarüber soll
jetzt losgehen.“

Auch Grotheer forderte eine
entsprechende Debatte ein. De-
ren Früchte können allerdings
frühestens in vier Jahren geern-
tet werden. Bis dahin wird der
nach dem neuen Reglement zu
wählende Rat amtieren.

Mit mindestens 30 Mitglie-
dern ist er deutlich größer als
bisher. „Bei der nächsten Novel-
lierungmuss er sehr viel kleiner
und fachlicher werden“, forder-
tenVertretervonCDUundLinks-
partei – die trotzdem auf eine
Opposition zum Gesetz verzich-
teten. HENNING BLEYL

Mediengesetz verabschiedet
MEDIEN-VIELFALT Die Bürgerschaft beschließt ein neues Landesmediengesetz,
über dessen neuerlichen Novellierungsbedarf bereits Einigkeit besteht

Die Bürgerschaft hat das neue
Landesmediengesetz in zweiter
Lesung verabschiedet. Es betont
dieWichtigkeit vonMedienkom-
petenz-Vermittlung und Staats-
ferne. Wie eindeutig die Mängel
der zunächst vorgelegten Geset-
zesfassungwaren, zeigtdieselte-
ne Einmütigkeit in der Bürger-
schaft: Unmittelbar vor Verab-
schiedung wurden zwei Ände-
rungsanträge beschlossen, die
vonSPD,GrünenundCDUgetra-
gen wurden.

Dadurch sind die zunächst
ausgeschlossenen Kulturvertre-
ter zumTeil dochwieder im Lan-
desmedienrat vertreten – dieser
entscheidet unter anderem über
die Frequenzvergabe an private
Sender und kontrolliert deren
Programme. Außerdem sind die
Restriktionen gegenüber der
Landesmedienanstalt etwas ge-
lockert. Sie darf beispielsweise
nun dochwieder drei Zehntel ih-
res jährlichen Haushaltsvolu-
mens als Rücklage bilden.

Für die Handlungsfähigkeit
derAnstalt istdasnichtunerheb-
lich, da es in der Vergangenheit
wiederholt zu Zuweisungs-Ver-
zögerungen seitens Radio Bre-
men kam. Der Sender ist staats-

6.000 für
Nord

Arbeitnehmerkammer und
Handelskammer begrüßen Bür-
germeister Jens Böhrnsens (SPD)
Initiative für Arbeitsplätze in
Bremen-Nord.NachdemTreffen
eines Arbeitskreises hatte er
6.000 zusätzliche Arbeitsplätze
als konkretes Ziel genannt.

Für Handelskammer-Präses
Otto Lamotte müssten dafür der
Wirtschaftsstandort stabilisiert
und Klarheit über die Gewerbe-
flächen geschaffen werden. Das
ehemalige Gelände der Baum-
wollkämmerei etwa solle aus ei-
nem geplanten Wasserschutzge-
biet ausgenommen werden, um
nicht mit zusätzlichen Umwelt-
restriktionen belegt zu werden.
Dort müsse ein reines Industrie-
gebiet entstehen.

Auch Ingo Schierenbeck, Ge-
schäftsführer der Arbeitneh-
merkammer, sieht vor allem in
der Förderung der Industriebe-
schäftigung Handlungsbedarf.
Allerdings seien im Juni 2011 in
nordbremischen Betrieben
18.123 Menschen beschäftigt ge-
wesen, einHöchststand seit dem
Jahr 2003. Dies zeige eine positi-
ve Entwicklung. (taz)

PERSPEKTIVE Industrie soll
Bremen-Nord stärken

Das Arbeitslosen-Urlaub-Wetter
Mit Nachdruck informiert die Bre-
mer Arbeitsagentur: Urlaub müs-
se mit ihr abgestimmt werden.
Den gibt’s selbst für Arbeitslose,
aber nur wenn wirklich keine Job-

ANZEIGE
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Galina Michaleva

■ 55, Philosophin, lehrt
an der Uni Bremen und
der Moskauer RGGU und
ist in der Oppositionspar-
tei „Jabloko“ aktiv.

an muss kein Freund der
Privatsender sein, um
festzustellen: Dass sie bei

der Neufassung des Landesme-
diengesetzes nicht angehört
wurden, obwohl ihre Belange
dort substanziell geregelt wer-
den, ist unerhört.Hier paart sich
Ignoranz mit selbst verschulde-
tem Zeitdruck: Damit der Lan-
desmedienrat im September
nach Maßgabe der Novelle neu
gewählt werden kann, hat Rot-
Grün den Gesetzentwurf im Re-
kordtempo durchs parlamenta-
rischVerfahrengeschickt.

DabeiwurdenichtnurdieMe-
dienwirtschaft düpiert, sondern
auchderKulturbereichundeher
„stille“ Institutionen wie die An-
waltskammer:DerenVertretern,
diesichdurchwegdurchExperti-
se und Engagement auszeich-
nen, im ersten Anlauf den Stuhl
vor die Tür zu setzen, ist – min-
destens – unklug. Die Sitzungs-
gelder sind beileibe nicht so luk-
rativ, als dass man sich den Ein-
satz solcherAkteure einfachver-
scherzenkönnte.

Unter demZeitdruck litt auch
dieQualität desGesetzestextes –

M
was umso bedauerlicher ist, als
dieser auch einiges Gutes ent-
hält. Rot-Grün hätte sich mit
dem bundesweit ersten Landes-
mediengesetz schmücken kön-
nen, dassMuslime institutionell
einbezieht – wenn das Gesetz
denn insgesamt konsistent wä-
re.Soaberwirdinsbesonderedie
angestrebte Staatsferne durch
allerlei neue Rechtsaufsichten
derSenatskanzleikonterkariert.

Trotz der kurzfristigen Ände-
rungen ist das Ergebnis eineNo-
velle, von der alle Akteure wis-
sen, dass sie baldmöglichst wie-
der novelliert werden muss: et-
wa, um den nach den Querelen
nun aufgeblähten Medienrat
sinnvoll zu verkleinern. Er soll
auch „fachlicher“ sein, ist zu hö-
ren.Diedennochausgeschlosse-
nen Schriftsteller und Dreh-
buchautoren könnten sich ja
über denDGB in denRatwählen
lassen, ist ebenfalls zu hören.
Der aber hat einflussreichere
Einzelgewerkschaften. Unterm
Strich beinhaltet die Novelle ei-
ne ungeklärte Gemengelage aus
Interessensansprüchen–undist
sicher keineGlanzleistung.
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KOMMENTAR: HENNING BLEYL ÜBER DAS LANDESMEDIENGESETZ
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KeineGlanzleistung

Angebote zu erwarten seien. Ein
Nachsende-Antrag reiche nicht
aus. Wer das einhält, wird das gan-
ze Wochenende über sanktioniert:
mit 19 Grad und Regen

essen von Menschen in Woh-
nungsnot sollen in demBündnis
ebenfalls auftauchen. Die sind
seit Mai schon in einem eigenen
„Bündnis gegen Wohnungsnot“
organisiert.

Sechsmal mehr

Gerade einmal fünf Anhänger
der rechtsextremen NPD fanden
am Freitagmorgen den Weg auf
den Sedanplatz in Bremen-Nord.
Deren Bundesvorstand ist auf
Deutschlandtour. 30 Linke stan-
den auf der Gegenseite und rie-
fen: „Nazis raus!“ (taz)


